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l Vor dem Sitz der Vereinigung der kommunalen 

Arbeitgeberverbände (VKA) und dem Finanzmi-
nisterium protestierten am 24. September 2020 
über 100 Beschäftigte vieler dbb Gewerkschaften 
coronagerecht gegen die Verweigerungshaltung 
der Arbeitgeberseite in der Einkommensrunde 
zum TVöD. Der dbb Bundesvorsitzende Ulrich Sil-
berbach kritisierte das Verharren der Arbeitgeber 
in veralteten Ritualen: „Obwohl wir Bereitschaft 
signalisiert haben, an konkreten Kompromissen 
zu arbeiten, und obwohl der Bund bereits ein 
milliardenschweres Unterstützungspaket für die 
Kommunen aufgelegt hat, verweisen die Arbeit-

geber stur auf angeblich leere Kassen und zeigen damit gerade denjenigen, die den Laden in der Krise 
unter schweren Bedingungen am Laufen gehalten haben, die kalte Schulter.“ 
Was die Kolleginnen und Kollegen jetzt verlangen, ist kein „Krisenbonus“, so Silberbach. Vielmehr geht 
es „um eine faire Einkommenserhöhung mit Zukunftsperspektiven für junge Beschäftigte, die im öf-
fentlichen Dienst dringend gebraucht werden.“ 
Die Bundesvorsitzende der vbob – Gewerkschaft Bundesbeschäftige Rita Berning verwies auf die he-
rausragenden Leistungen des öffentlichen Dienstes in der Krise und forderte die Rückführung der Ar-
beitszeit der Bundesbeamtinnen und -beamten. „Das ist längst überfällig. Die Beschäftigten haben 
auch in der Hochzeit der Krise die Funktionsfähigkeit des Staates sichergestellt. 
Den Kolleginnen und Kollegen der Bundesverwaltung fehlt jedes Verständnis für 
eine weitere Fortsetzung dieser Willkür“, so Berning. „Das ist nicht anständig – 
wir fordern Sie auf, Herr Minister Seehofer, nun endlich das Ruder herumzurei-
ßen und die Arbeitszeit zu reduzieren.“
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Bundes- und Kommunalbeschäftigte in Berlin
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VKA und Finanzministerium
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Der dbb und die DPolG helfen!
Als Gewerkschaftsmitglied der Deutschen Polizeigewerkschaft (DPolG) sind Sie sicher, immer nach 
Tarifvertrag bezahlt zu werden. Die 18 Landes- und Fachverbände der DPolG mit ihren rund 100.000 
Mitgliedern bieten ständige Kontakte ohne bürokratische Umwege. Als Gewerkschaftsmitglied unter 
dem Dach des dbb genießen Sie kostenlosen Rechtsschutz für alles, was im Zusammenhang mit der 
beruflichen Tätigkeit steht.

Nähe zu den Mitgliedern ist die Stärke der DPolG. Wir informieren schnell und vor Ort über www.
dpolg.de und www.dbb.de, durch Flugblätter DPolG aktuell oder dbb aktuell und durch das Magazin 
tacheles. Grundsatzwerke und Kommentierungen erscheinen in der Reihe Tarifschriften.

Der dbb ist das Dach von 40 Gewerkschaften – eine davon ist auch in Ihrer Nähe.

Name*

Vorname*

Geb.-Datum

Straße*

PLZ/Ort*

E-Mail

Zutreffendes bitte ankreuzen*

	 Beamter / Beamtin	    in Ausbildung
 	 Arbeitnehmer/in		    im Ruhestand

	 Allg. Verw.-Dienst	    tech. Dienst
 	 Vollzugsdienst

Bes./Entgeltgruppe
 	 Teilzeit, Stunden

Dienstherr / Arbeitgeber
Amt / Dienststelle / Betrieb
Gewerkschaftsmitglied bei
von			   bis

DPolG Deutsche Polizeigewerkschaft Bundesgeschäftsstelle, Friedrichstraße 169, 10117 Berlin 
Telefon: 0 30. 47 37 81 23, Fax: 0 30. 47 37 81 25, E-Mail: dpolg@dbb.de, Internet: www.dpolg.de

Datum / Unterschrift

   Ich möchte zunächst DPolG-Informationsmaterial erhalten.

   Ich möchte ab                                         DPolG-Mitglied werden.

Datenschutzhinweis: Wir speichern und verarbeiten die uns mitgeteilten Daten, um den uns 
erteilten Auftrag zu erfüllen. Die mit einem Sternchen* versehenen Daten sind Pflichtdaten, 
ohne die eine Bearbeitung nicht möglich ist. Rechtsgrundlage der Verarbeitung ist Art. 6 (1) b  
DSGVO. Wenn Sie Informationen über eine Mitgliedsgewerkschaft wünschen, so geben wir 
Ihre Daten dorthin weiter. Sonst erfolgt keine Weitergabe an Dritte, sondern lediglich an 
Auftragsverarbeiter. Wir löschen die Daten, wenn sie für die verfolgten Zwecke nicht mehr er-
forderlich sind. Verantwortlicher für die Datenverarbeitung ist: Deutsche Polizeigewerkschaft, 
Friedrichstraße 169, 10117 Berlin, Telefon: 030. 47 37 81 23, Telefax: 030. 47 37 81 25, E-Mail: 
dpolg@dbb.de. Sie können Ihre Einwilligung jederzeit widerrufen unter: E-Mail: dpolg@dbb.de. 
Informationen über Ihre Rechte als Betroffener sowie weitere Informationen erhalten Sie hier: 
www.dpolg.de/datenschutz/


